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Entwurf einer Verordnung des Bundesministers 
für Land- und Forstwirtschaft, Klima- und 
Umweltschutz, Regionen und Wasserwirtschaft 

über die Verwertung und das Abfallende bestim- 
mter Aushubmaterialien (Aushubverordnung); 
Begutachtung; 

Stellungnahme 

zu GZ: 2025-0.683.414  

  

 

Zu dem mit Schreiben vom 19. Dezember 2025 übermittelten Entwurf einer Verordnung des Bun-

desministers für Land- und Forstwirtschaft, Klima- und Umweltschutz, Regionen und Wasserwirt-

schaft über die Verwertung und das Abfallende bestimmter Aushubmaterialien (Aushubverord-

nung); wird wie folgt Stellung genommen: 

 

Allgemeines: 

Wir begrüßen ausdrücklich die vorgesehenen Regelungen, die ein frühzeitiges und niederschwelli-

ges Abfallende für Bodenaushub ermöglichen sollen. Eine erleichterte und rechtssichere Verwertung 

von Bodenaushub unterstützt die Ziele der Kreislaufwirtschaft maßgeblich. 

 

Zu den vorgeschlagenen Regelungen: 

 

Zu § 3 Begriffsbestimmungen 

Z 6 Bodenbestandteile: 

Es wird vorgeschlagen, die beispielhafte Aufzählung des BAWP 2023 für Bodenbestandteile aus 

Gründen der Rechtsicherheit in den Entwurf zu übernehmen. Die beispielhafte Aufzählung in den 

Erläuterungen erscheint nicht ausreichend. 

Weiters sollte eine Begriffsbestimmung für den „Bereich unmittelbar über dem Grundwasser“ er-

gänzt werden. Eine Definition in den Erläuterungen wird als nicht ausreichend erachtet. 

 

Zu § 5 Allgemeine Anforderungen für die Verwertung 

Absatz 4: 

Die Kontrolle, ob ein Aushubmaterial bzw. Bankettschälgut bei einer Verwertung aus einem Bereich 

innerhalb oder außerhalb von 2 m Entfernung von einer Verkehrsfläche oder tiefer als 20 cm unter-

halb der Geländeoberkante stammt, ist im Vollzug nicht möglich. 
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Das strikte Verbot der Verwertung von Aushubmaterial neben Verkehrsflächen sollte überdacht 

werden. Eine Verwertung, beispielsweise wieder direkt an der Stelle der Baumaßnahme, unmittelbar 

neben der Verkehrsfläche, sollte ermöglicht werden. 

 

Zu § 6 Erdbaumaßnahmen 

Absatz 3 Z 2: 

Im Entwurf ist vorgesehen, dass die Verwertung der Materialien nur zulässig ist, wenn die geplante 

Durchführung der konkreten Verwertungsmaßnahme der zuständigen Behörde drei Monate vor 

Beginn der Maßnahme zur Kenntnis gebracht wurde. 

 

Eine Mitteilung an die Behörde erscheint nicht erforderlich und wird auf Grund des zu erwartenden 

Mehraufwandes bei den Behörden abgelehnt. Die Einholung eines Gutachtens einer externen be-

fugten Fachperson oder Fachanstalt verbunden mit einer Verpflichtung zur entsprechenden Doku-

mentation (mit einer Aufbewahrungsfrist von sieben Jahren) und zur Vorlage bei Aufforderung 

durch die Behörde wird als völlig ausreichend erachtet. 

 

Problematisch an der im Entwurf vorgesehenen Mitteilungsverpflichtung wird auch die Verknüpfung 

der Zulässigkeit der Verwertung mit einem Formalkriterium gesehen. Wenn die Mitteilung an die 

Behörde verspätet erfolgt, dann ist die Verwertung nicht zulässig und kann dieser Mangel auch nicht 

mehr saniert werden, wenn die Verwertungsmaßnahme schon durchgeführt wurde. Außerdem dürf-

te eine Frist von drei Monaten in der Praxis nicht einhaltbar sein und würde potenzielle Verwertun-

gen verunmöglichen. 

 

In den Erläuterungen zur Tabelle „Übersicht der Verwertungswege und das Abfallende von Aus-

hubmaterialien“ wird in der Fußzeile zu § 6 Folgendes angeführt: „nur in Abstimmung mit örtlich zu-

ständiger Abfallbehörde“. Aus dem Verordnungstext ergibt sich aber nicht, dass eine Abstimmung 

mit der Behörde erfolgen soll, sondern es wird lediglich die Mitteilungspflicht an die Behörde festge-

legt. Im Entwurf fehlen weiters Regelungen bzw. Erläuterungen, welche Maßnahmen die Behörde 

setzen kann, falls die Mitteilung unvollständig oder nicht plausibel ist. 

 

Absatz 4: 

Eine Definition des Begriffes „unmittelbar über dem Grundwasser“ ist unerlässlich, da dies in der 

Praxis zu zahlreichen Diskussionen und Unsicherheiten führt. Es wird auf die Ausführungen zu § 3 

verwiesen. 

 

Zu § 7 Maßnahmen zur Bodenrekultivierung 

Absatz 1 in Verbindung mit Anhang 2, Tabelle 2 

Es sollte geprüft werden, ob wie im BAWP 2023 für eine nicht landwirtschaftliche Bodenkultivierung 

auch Bodenaushubmaterialien der Qualitätsklasse A2 und A2-G zugelassen werden können. 

 

Absatz 2 Z 2: Es wird auf die Ausführungen zu § 6 Abs. 3 Z 2 verwiesen. 

 

Zu § 10 Herstellung von künstlich hergestellten Erden 

Es wäre wünschenswert, dass die Herstellung von künstlichen Erden detailliert in dieser Verordnung 

geregelt wird. Es wäre sinnvoll, Kapitel 4.8 Teil 1 des BAWP 2023 in den Entwurf einzuarbeiten. 
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Zu § 11 Herstellung von Gesteinskörnungen 

Absatz 2 Z 2: Es wird auf die Ausführungen zu § 6 Abs. 3 Z 2 verwiesen. 

 

Zu § 14 Verwertung von nicht verunreinigten Kleinmengen, Bodenaushubmaterial und Bankett-

schälgut von Straßen geringer Verkehrsstärke ohne analytische Untersuchung. 

Absatz 2: Zur Erreichung einer einheitlichen Qualität wäre ein Formular für die Aushubinformation 

notwendig. Dies könnte als Anhang in der Verordnung aufgenommen werden. 

 

Absatz 3 Z 3: Es wird auf die Ausführungen zu § 3 verwiesen 

 

Absatz 5: Auch hier wäre ein Formular für die Abfallinformation erforderlich. 

 

Zu § 15 Vorgaben für die gemeinsame Beurteilung und Behandlung von Aushubmaterial 

verschiedener Anfallstellen 

Die Bezeichnung „Anfallstellen“ gibt es nur im § 15. Sie ist nirgends beschrieben und kann auch nicht 

aus einem anderen textlichen Zusammenhang heraus interpretiert werden. Die Abänderung der 

Formulierung „Anfallstellen“ auf die Formulierung „Aushubvorhaben“ würde eine Übereinstimmung 

der Formulierungen im § 15 mit den übrigen Bestimmungen herstellen. 

 

Für Aushubvorhaben bei denen Aushubmaterialien einer Verwertung zugeführt werden sollen, ist 

gemäß § 5 eine grundlegende Charakterisierung durchzuführen. Ein Bauauftrag für eine Linienbau-

stelle (z.B. Kanalbaustelle) umfasst die Manipulation aller Aushubmaterialien aus Künetten in ver-

schiedenen Straßenzügen. Daher kann ein Bauauftrag als einziges Aushubvorhaben angesehen 

werden, für das eine grundlegende Charakterisierung gemacht wird und die Bauausschreibung dann 

entsprechend formuliert wird. Die grundlegende Charakterisierung beinhaltet deshalb eine Beurtei-

lung aller Materialien aus allen geplanten Aushuborten und beschreibt somit das gesamte Aushub-

material einer Baustelle. Mit der Bezeichnung „Anfallstellen“ entsteht der Eindruck, dass ein Bauvor-

haben in verschiedene Anfallstellen (Aushubmaterialien aus verschiedenen Straßenzügen) zu unter-

teilen ist und für die verschiedenen Aushuborte nachträglich wieder zusätzliche grundlegende Cha-

rakterisierungen durchgeführt werden müssten. Im § 5 ist zwar das Erfordernis einer grundlegenden 

Charakterisierung festgelegt, es wird aber an dieser Stelle nicht definiert, ob die grundlegende Cha-

rakterisierung für ein Aushubvorhaben (Baustelle) oder eine Anfallstelle zu erfolgen hat. Erst im § 15 

taucht zum ersten Mal die Formulierung „Anfallstelle“ auf. In anderen Bestimmungen (z.B. in § 14 und 

§ 18) wird hingegen die Formulierung „Aushubvorhaben“ verwendet. 

 

Bei einer Änderung der Formulierung von „Anfallstellen“ auf „Aushubvorhaben“ wäre einerseits ver-

schiedene Aushuborte einer Baustelle zusammengefasst (Material eines Abfallbesitzers) und ande-

rerseits das Ziel der Ausschleusung von Schadstoffen aus dem Recyclingkreislauf erreicht, wenn eine 

gemeinsame Behandlung von Materialien aus verschiedenen Aushubvorhaben (Materialien unter-

schiedlicher Abfallbesitzer) erfolgt. 

 

Zu § 18 Besondere Vorgaben für Tunnelbauvorhaben, spezielle Bauverfahren und Aushubvorha-

ben mehr als 10.000 t 

Absatz 1: 

Die zwingende Erfassung von Rückprall des Spritzbetons durch Auflegen von Planen oder durch 

manuelles oder maschinelles Entfernen wird die Vortriebsgeschwindigkeit verringern, was wiederum 
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zu längeren Ringschlusszeiten führt, mit dem unerwünschten Nebeneffekt von größeren Setzungen. 

Darüber hinaus ist mit zusätzlichen Kosten zu rechnen. 

 

Absatz 5: Zur Klarstellung sollte die Wortfolge „insbesondere Tunnelbauvorhaben“ gestrichen wer-

den und der Satz wie folgt lauten: 

„Bei Aushubvorhaben, bei denen mehr als 10.000 t Aushubmaterial als Abfall anfallen (insbesondere 

Tunnelbauvorhaben), ist in der Planungsphase, jedenfalls vor Beginn des Aushubs, ein Materialkon-

zept vom Bauherrn zu erstellen.“ 

 

Zu § 20 Anforderungen und Anwendungsbereiche für das Abfallende 

Absatz 1: 

Im ersten Satz sollte klargestellt werden, dass es sich um Bodenaushubmaterial handelt, welches 

gemäß den Vorgaben des Anhangs 3 beurteilt wurde und die Qualitätsklassen des Anhangs 4 ein-

hält. 

Der Satz könnte wie folgt lauten: 

„Bodenaushubmaterial der Qualitätsklassen A1, A2, A2-G und BA gemäß Anhang 4 und grundlegend 

charakterisiert gemäß Anhang 3 verliert mit dem Aushub…“ 

 

Im letzten Satz des Absatzes wird angeführt, dass unter anderem die Beschränkungen des § 5 Abs. 6 

einzuhalten sind. Im § 5 existiert aber kein Absatz 6. 

 

Absatz 2: 

Es wird angeregt, die vorgesehene elektronische Meldung an das BMLUK über das Ende der Ab-

falleigenschaft möglichst niederschwellig zu gestalten, damit nicht aus rein formalen Gründen das 

Abfallende versagt bleibt. Die Menge als auch der Umfang der erforderlichen Dokumentationen und 

Meldungen erscheinen in der Praxis nicht praktikabel. Es sollte nochmals überprüft werden, ob so 

hohe Anforderungen erforderlich sind. 

 

Absatz 2 Z 5: 

Es dürfte sich um § 18 Abs. 5 und nicht wie im Entwurf angeführt um § 18 Abs. 4 handeln. 

 

Absatz 5 Z 1: Es wird auf die Ausführungen zu § 3 verwiesen. 

 

Zu § 23 Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen: 

Absatz 1: 

Gemäß § 23 Abs. 1 des Verordnungsentwurfs „tritt [diese Verordnung] mit 1. Jänner 2026 in Kraft, 

sofern Abs. 2 nicht anderes bestimmt“. Die Verordnung - bzw. große Teile davon – soll(en) demnach 

rückwirkend in Kraft treten. 

 

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass einerseits das rückwirkende Inkrafttreten 

einer Verordnung einer ausdrücklichen gesetzlichen Grundlage bedarf (vgl. VfSlg 13.370/1993), und 

andererseits Normen, die ein rückwirkendes Inkrafttreten vorsehen, dies auch sprachlich klar und 

eindeutig zum Ausdruck bringen sollen. 

 

Beide Voraussetzungen scheinen hier nicht erfüllt zu sein: Der Verordnungsentwurf stützt sich auf 

das Abfallwirtschaftsgesetz 2002 (AWG 2002), konkret auf § 23 Abs. 1 und 3 sowie §§ 4 und 5 AWG 

2002, welches keine derartige Ermächtigung für ein rückwirkendes Inkrafttreten beinhaltet. Darüber 
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hinaus wird das rückwirkende Inkrafttreten in § 23 Abs. 1 rein sprachlich nicht zum Ausdruck ge-

bracht. 

 

Absatz 3: 

Für größere Tunnelbauvorhaben wie. z.B. den Wiener U-Bahn-Bau, wird der Zeitraum der Wirksam-

keit der Verordnung von zwei Jahren ab Inkrafttreten als zu gering angesehen. Dies bedingt eine 

Vertragsänderung während der Bauzeit, welche praktisch immer zu Mehrkosten führt. Es wird daher 

ein Zeitraum von zumindest drei bis vier Jahren vorgeschlagen. 

 

Absatz 6: 

§ 23 Abs. 6 des Verordnungsentwurfs bestimmt, dass „[b]escheidmäßige Bestimmungen, die dieser 

Verordnung widersprechen, […] mit Inkrafttreten dieser Verordnung außer Kraft [treten]“. Die Ver-

ordnung sieht demnach vor, dass mit - rückwirkendem (!) - Inkrafttreten „bescheidmäßige Bestim-

mungen“ pauschal aufgehoben werden, sofern sie der Verordnung widersprechen. 

 

Dazu ist Folgendes anzumerken: 

 

Der Verfassungsgerichtshof hält in VfSlg 3303/1957 fest, dass eine ausdrückliche Übergangsrege-

lung, wonach Rechte und Pflichten aufgrund des aufgehobenen Gesetzes im bisherigen Umfang 

wirksam bleiben, „nichts anderes als die Wiederholung des allgemeinen unbestrittenen Prinzips [ist], 

daß die Aufhebung eines Gesetzes keineswegs das Außerkrafttreten der auf Grund des aufgehobe-

nen Gesetzes gesetzten individuellen Verwaltungsakte zwangsläufig zur Folge hat“. 

 

Bereits erworbene Rechte und Pflichten treten demnach nicht allein durch das Außerkrafttreten der 

zugrunde liegenden generellen Rechtsnorm ebenfalls außer Kraft (vgl. dazu Leeb, Rechtskraft [Ver-

bindlichkeit] von Bewilligungen samt Nebenbestimmungen bei Änderung der Rechtslage - Auf Basis 

der zum Fall Ciola entwickelten Theorien, in FS Raschauer [2013] 295 [302]). Mit anderen Worten: 

Bescheide, durch die auf Dauer angelegte Rechte oder Pflichten begründet werden, werden durch 

Änderungen der Rechtslage nach Erlassung des Bescheides grundsätzlich nicht berührt (vgl. Leeb in 

FS Raschauer 304f). 

 

Allerdings kann jene generelle Rechtsvorschrift, die zur Erlassung, Abänderung oder Aufhebung 

individueller Normen ermächtigt, eine solche individuelle Norm grundsätzlich auch selbst aufheben 

oder beseitigen. Die Aufhebung oder Beseitigung einer individuellen Norm darf jedoch lediglich in-

nerhalb der verfassungsrechtlichen Grenzen, insbesondere jenen des Vertrauensschutzes, stattfin-

den (vgl. Kneihs, Rechtskraft., ZfV 2015/28, 172f). 

 

Eine Änderung der Rechtslage hat grundsätzlich keine Auswirkungen auf im Inkrafttretenszeitpunkt 

bereits rechtskräftige Bescheide hat. Die „neue“ Norm kann jedoch Regelungen über die Aufrecht-

erhaltung oder die Aufhebung solcher Bescheide treffen, soweit dadurch bestimmte verfassungs-

rechtliche Grenzen gewahrt werden. 

 

Diese scheinen im gegenständlichen Fall jedoch nicht gewahrt zu sein: 

 

Der Verordnungsentwurf sieht ein rückwirkendes pauschales Außerkrafttreten „bescheidmäßiger 

Bestimmungen“ vor. Ob eine rückwirkende Norm vertrauensverletzend wirkt, hängt insbesondere 

auch von der Klarheit der gesetzlichen Regelung ab (vgl. VfSlg 12.241/1989). § 23 Abs. 1 des Verord-
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nungsentwurfs ordnet an, dass „bescheidmäßige Bestimmungen“, die der Verordnung widerspre-

chen, außer Kraft treten. Rechtsunterworfene bzw. Bescheidadressaten müssten demnach prüfen, 

welche „bescheidmäßigen Bestimmungen“ der Verordnung widersprechen, um feststellen zu kön-

nen, ob ihnen zuerkannte Rechte oder auferlegte Verpflichtungen weiter bestehen. Es erscheint 

zumindest zweifelhaft, ob diese Regelung hinreichend klar formuliert ist, um dem - bei rückwirken-

den Normen erhöhten - Vertrauensschutzbedürfnis gerecht zu werden. 

 

Zudem könnte das rückwirkende Außerkrafttreten „bescheidmäßiger Bestimmungen“ zu einer 

rückwirkenden Schlechterstellung von Bescheidadressat*innen führen. Dies wirft Bedenken im Hin-

blick auf den Gleichheitssatz auf, sofern nicht besondere Umstände eine derartige Rückwirkung 

rechtfertigen. In diesem Zusammenhang ist aus verfassungsrechtlicher Sicht darauf hinzuweisen, 

dass bei der Erlassung rückwirkender Rechtsvorschriften dem Gleichheitssatz besondere Bedeutung 

zukommt (vgl. VfSlg 17.892/2006). 

 

Schließlich wird das rückwirkende Außerkrafttreten der „bescheidmäßigen Bestimmungen“ durch 

den Verordnungsgeber normiert, ohne dass hierfür eine gesetzliche Grundlage in der Verordnung 

zugrunde liegenden Abfallwirtschaftsgesetz 2002 ersichtlich wäre. 

 

Anhang 1 

In der Spalte „Hinweise und Anmerkungen“ zur „SN 31411-45“ wäre der Verweis richtig zu stellen: 

„Bodenaushubmaterial gemäß den Vorgaben der Kleinmengenregelung des §13 § 14 Aushubverord-

nung zur Verwertung …“. 

 

 

Für den Landesamtsdirektor 

 

(elektronisch gefertigt) 

 

Mag.a Birgit Eisler 

Senatsrätin 

 

 

 

Ergeht an: 

1. alle Ämter der Landesregierungen 

2. Verbindungsstelle der Bundesländer 

3. MA 22 (zur Zl. MA22- 1016122-2024) 

mit dem Ersuchen um Weiterleitung 

an die einbezogenen Dienststellen 

4. MA 53 

zur Veröffentlichung auf der 

Stadt Wien-Website 
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